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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Mittwoch, 28. November, 15 Uhr, Gemeindesaal der Evange-
lisch-Lutherischen Himmelfahrtskirche München-Pasing, Alte Allee 5 a 
Gedenkfeier für Bernhard Haas, Opfer des NS-Regimes, mit Pfarrer Hans 
Martin Köbler von der Evangelisch-Lutherischen Himmelfahrtskirche Mün-
chen-Pasing, Stadträtin Dr. Constanze Söllner-Schaar (SPD-Fraktion) in Ver-
tretung des Oberbürgermeisters, Dr. h.c. Charlotte Knobloch, Präsidentin 
der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern, sowie Dr. 
Bernhard Schoßig und Bernhard Koch vom Institut für zukunftsweisende 
Geschichte e.V..
Die Übergabe der Erinnerungsstele für Bernhard Haas findet um 16.15 
Uhr in der Varnhagenerstraße 7 mit Romanus Scholz, Vorsitzender des 
Bezirksausschusses 21 (Pasing – Obermenzing), Dr. Peter Knoch, Institut 
für zukunftsweisende Geschichte e.V., und Rabbiner Shmuel Aharon Brod-
man statt.
(Siehe auch unter Meldungen)

Wiederholung
Mittwoch, 28. November, 18 Uhr, Saal im Alten Rathaus
Oberbürgermeister Dieter Reiter lädt Angehörige der Münchner Polizei und 
Sicherheitsdienste zu einem Stehempfang ein.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr, Gaststätte „Hofbräuhaus“, Erkerbar,
Am Platzl 9 (nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt – Lehel).

Dienstag, 4. Dezember, 18 bis 19 Uhr, Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a 
(rollstuhlgerecht)
Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr, Pfarrheim St. Maria Thalkirchen, Kirch-
weg 1 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen – Obersendling – Forsten-
ried – Fürstenried – Solln). Zu Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprech-
stunde mit dem Vorsitzenden Dr. Ludwig Weidinger statt.
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Dienstag, 4. Dezember, 19 Uhr, Bürgerzentrum Rathaus Pasing, Großer 
Sitzungssaal, Landsberger Straße 486 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 21 (Pasing – Obermenzing). Zu Beginn 
der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Roma-
nus Scholz statt.

Dienstag, 4. Dezember, 19.30 Uhr, Alten- und Service-Zentrum Laim, 
Kiem-Pauli-Weg 22 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 25 (Laim). Zu Beginn findet eine Bürger-
sprechstunde mit dem Vorsitzenden Josef Mögele statt.

Meldungen

Stadtrat wählt Zweiten Bürgermeister und zwei Referatsleitungen
(27.11.2018) Die Vollversammlung des Stadtrats hat heute mit der Wahl von 
Manuel Pretzl zum Zweiten Bürgermeister und Anton Biebl zum Kulturre-
ferenten sowie mit der Bestätigung von Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk 
als Stadtbaurätin gleich drei zentrale personelle Entscheidungen für die 
Landeshauptstadt München getroffen. Außerdem rücken nach der Land-
tagswahl zum 1. Dezember drei neue Stadtrats-Mitglieder nach.
Bei der Wahl zum Zweiten Bürgermeister entfielen auf Pretzl 54 von 77 
gültigen Stimmen. Der Vorsitzende der CSU-Fraktion im Stadtrat tritt damit 
ab sofort die Nachfolge von Josef Schmid an, der bei der Landtagswahl 
im Oktober ein Mandat errungen hatte und deshalb sein Amt niederlegen 
musste. Pretzl ist seit 2002 Mitglied des ehrenamtlichen Stadtrats. Der 
43-Jährige wird Bürgermeister und Vorsitzender der CSU-Stadtratsfraktion 
in Personalunion sein.
Außerdem hat die Vollversammlung des Stadtrats Anton Biebl mit 56 von 
70 gültigen Stimmen zum neuen Kulturreferenten gewählt. Biebl tritt damit 
zum 1. Juli 2019 die Nachfolge von Dr. Hans-Georg Küppers an, der Mitte 
nächsten Jahres in Ruhestand geht. Der 56-jährige Biebl ist seit 1991 in 
Diensten der Landeshauptstadt München. Seit Juni 2010 fungiert er als 
Stadtdirektor und ständiger Vertreter des Kulturreferenten.
Im Amt als Stadtbaurätin für weitere sechs Jahre bestätigt hat der Stadtrat 
darüber hinaus Professorin Dr. (I) Elisabeth Merk. Auf Merk (55), die seit 
2007 das Referat für Stadtplanung und Bauordnung leitet, entfielen 64 von  
64 gültigen Stimmen. Die neue Amtszeit der Professorin für Städtebau/
Stadtplanung beginnt im Mai 2019.
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Auch im ehrenamtlichen Stadtrat gibt es personelle Veränderungen. Als 
Folge der Landtagswahl scheiden Gülseren Demirel, Hep Monatzeder und 
Dr. Wolfgang Heubisch aus dem Gremium aus. Für sie rücken zum 1. De-
zember Sebastian Weisenburger, Angelika Pilz-Strasser (beide Fraktion Die 
Grünen – rosa liste) und Professor Dr. Jörg Hoffmann (FDP – HUT Stadt-
ratsfraktion) nach.

Kultureller Ehrenpreis geht an Antje Kunstmann
(27.11.2018) Die Verlegerin Antje Kunstmann wird für ihr Lebenswerk mit 
dem Kulturellen Ehrenpreis der Landeshauptstadt München ausgezeich-
net. Dies hat die Vollversammlung des Stadtrats heute auf Empfehlung der 
Jury beschlossen.
Der Kulturelle Ehrenpreis ist mit 10.000 Euro dotiert und wird jährlich an 
eine Persönlichkeit von internationaler Ausstrahlung mit engem Bezug zu 
München für ihre kulturellen beziehungsweise wissenschaftlichen Leistun-
gen vergeben. Die Preisträgerinnen und Preisträger der letzten Jahre wa-
ren Dieter Hildebrandt, Senta Berger, Jürgen Habermas, Uwe Timm, Wer-
ner Herzog Herlinde Koelbl, Klaus Doldinger und zuletzt Günter Rohrbach. 
Die Jury begründete ihre Entscheidung wie folgt:
„Antje Kunstmann ist eine herausragende deutsche Verlegerin. Mit gro-
ßem Engagement und prägnantem Profil verlegt sie seit über 40 Jahren 
Bücher von literarischer wie gesellschaftspolitischer Relevanz.
Ihre verlegerische Karriere begann 1976. Erster Schwerpunkt ihres mit 
Peter Weismann gegründeten Weismann-Verlag/Frauenbuchverlags waren 
Schriften zur Frauenemanzipation. Seit 1990 firmiert der Verlag unter ihrem 
Namen. Neben Titeln mit explizitem München-Bezug umfasst das sowohl 
der Belletristik wie dem Sachbuch verpflichtete Verlagsprogramm des 
Kunstmann Verlags Werke zahlreicher namhafter internationaler Schriftstel-
ler, darunter so bedeutende Autoren wie Tim Parks, Barbara Gowdy, Rafael 
Chirbes und Noam Chomsky und Yanis Varoufakis und Bestsellerautoren 
wie Axel Hacke, Kristof Magnusson, Donata Elschenbroich. 
Auch die komische Kunst hat in diesem Verlag ein Zuhause, sei es in der 
Lyrik oder in der inzwischen 21 Bände umfassenden Reihe ‚Meister der 
komischen Kunst‘‚ die die besten deutschsprachigen Künstler und Künst-
lerinnen der satirischen Grafik und Malerei seit 1950 versammelt. Nicht zu 
vergessen sind die überaus eigenständigen Kinderbücher mit Klassikern 
wie Wolf Erlbruchs ‚Ente, Tod und Tulpe‘ oder das von Künstlern wie Mi-
chael Sowa, ATAK, Rotraut Susanne Berner unter anderem gestaltete illus-
trierte Buch und besondere Hörbücher, etwa ‚Die Chronik der Gefühle‘ von 
Alexander Kluge, inszeniert von Karl Bruckmeier (Hörbuchpreis 2010) und 
die von Jürgen Roth herausgegebene, fast schon legendäre Reihe ‚Politik 
im Originalton‘.
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Besonders erwähnt sei eine herausragende Produktion der letzten Zeit: die 
fünfbändige Ausgabe ‚Der NSU-Prozess. Das Protokoll‘‚ aufgezeichnet von 
den SZ-Journalisten Annette Ramelsberger, Wiebke Ramm, Tanjev Schultz 
und Rainer Stadler. Diese Mitschriften aus 438 Verhandlungstagen ermög-
lichen einen klaren Blick auf deutsche Gegenwart und sind ‚eine Tiefenboh-
rung in die deutsche Gesellschaft‘. 
2006 wurde Antje Kunstmann von der Branchenzeitschrift BuchMarkt zur 
Verlegerin des Jahres gewählt, ‚wegen ihrer Leidenschaft, ihrer Loyalität, 
aber vor allem wegen ihrer Unbeugsamkeit‘. Das ist auch und gerade ihren 
steten Beiträgen zur politischen Debatte geschuldet. Sie engagiert sich 
darüber hinaus ehrenamtlich für die Buchbranche, unter anderem im Verle-
gerausschuss des Börsenvereins und als Vorstandsmitglied des Literatur-
hauses München.
Antje Kunstmann ist eine der einflussreichen Stimmen des kulturellen Le-
bens der Stadt München und darüber hinaus. Für ihren untrüglichen literari-
schen Spürsinn, ihre großen Verdienste um die deutschsprachige Buchkul-
tur und ihren Einsatz für eine gerechtere Zivilgesellschaft wird sie mit dem 
Kulturellen Ehrenpreis der Stadt München ausgezeichnet.“
Der Jury unter dem Vorsitz von Stadtrat Klaus Peter Rupp (SPD-Fraktion) in 
Vertretung des Oberbürgermeisters gehörten an: Professor Hans-Jürgen 
Drescher (Bayerische Theaterakademie August Everding), Tanja Graf (Litera-
turhaus München), Barbara Gross (Galeristin), Dagmar Hirtz (Regisseurin), 
Günter Rohrbach (Preisträger 2017), Alex Rühle (Süddeutsche Zeitung) 
sowie Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers und aus dem Stadtrat Ma-
rian Offman und Walter Zöller (beide CSU-Fraktion), Christian Vorländer 
(SPD-Fraktion) sowie Sabine Krieger (Fraktion Die Grünen – rosa liste).
Der Preis wird am 27. Februar durch Oberbürgermeister Dieter Reiter im 
Rahmen einer geschlossenen Feier überreicht.
Informationen zum Ehrenpreis unter www.muenchen.de/kulturfoerderung 
unter „Preise“.

Erinnerungszeichen für die Opfer des NS-Regimes
(27.11.2018) Am Mittwoch, 28. November, findet um 16.15 Uhr in der Varn-
hagenerstraße 7 die Übergabe der Erinnerungsstele für Bernhard Haas, 
Opfer des NS-Regimes, statt. Der Kaufmann, geboren am 25. November 
1871, lebte seit 1902 in München. Zusammen mit seiner Frau Viktoria und 
dem gemeinsamen Sohn Erich zog er 1933 nach München-Pasing in die 
Sandstraße 1 (heute Varnhagenstraße 7). Nach der Pogromnacht am 9./10. 
November 1938 wurde er verhaftet und in das Konzentrationslager Dachau 
eingewiesen, wo er am 28. November 1938 unter ungeklärten Umständen 
starb.

www.muenchen.de/kulturfoerderung%20
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Rund 5.000 Münchner Jüdinnen und Juden verloren in der NS-Zeit ihr Le-
ben. Die Nationalsozialisten boykottierten ihre Firmen, verdrängten sie aus 
ihren Berufen und stempelten sie mit den Nürnberger Rassegesetzen aus 
dem Jahr 1935 zu Staatsbürgern zweiter Klasse. Vielen Juden gelang es 
nach 1939 nicht mehr auszuwandern. 
Ihres Eigentums beraubt, entrechtet und mit dem gelben Judenstern ge-
kennzeichnet, erfolgte schließlich ihre Deportation in den Tod. 
Nach dem staatlich organisierten Pogrom gegen die Juden in der Nacht 
vom 9. auf den 10. November 1938 inhaftierte die Gestapo im gesamten 
Deutschen Reich auf einen Schlag rund 30.000 jüdische Männer und inter-
nierte sie in den Konzentrationslagern. Damit setzte man sie unter Druck, 
ihr Eigentum abzutreten und schnellstmöglich auszuwandern. Aus Mün-
chen wurden zirka 1.000 Juden in das KZ Dachau verschleppt. Etwa 30 von 
ihnen starben an den Misshandlungen, die sie dort erlitten.
Weitere Informationen unter www.muenchen.de/Erinnerungszeichen. 
(Siehe auch unter Terminhinweise)

Schülerinnen und Schüler für Fotoaufnahmen gesucht
(27.11.2018) Die Stadt München sucht Schülerinnen und Schüler, die sich 
in Münchner Kultureinrichtungen fotografieren lassen. Die Fotoaufnahmen 
sollen in einem Kulturgutscheinheft veröffentlicht werden, das vom Referat 
für Bildung und Sport zum Abschluss an Münchner Schulen verschenkt 
wird. Beauftragt ist ein professioneller Fotograf, betreut werden die Auf-
nahmen von den Pressestellen des Kulturreferats und des Referats für 
Bildung und Sport. Die ersten beiden Termine der Fotoaufnahmen sind am 
Donnerstag, 13., und Montag, 17. Dezember, jeweils von 15 bis 20 Uhr, 
und eventuell nach Bedarf auch nochmal am Donnerstag und Freitag, 27. 
und 28. Dezember (für aktuelle Infos bezüglich hierzu bitte das Kulturrefe-
rat kontaktieren).
Gesucht werden Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 15 und 20 
Jahren, die eine städtische Schule besuchen oder diese besucht haben. 
Bei minderjährigen Interessierten ist die Einwilligung beider Elternteile Vo-
raussetzung. Es wird eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 250 Euro 
gewährt, die die Überlassung der Nutzungsrechte der Fotos einschließt.
Bewerbungen mit den vollständigen Kontaktdaten inklusive einer Telefon-
nummer und einem Foto können bis Mittwoch, 5. Dezember, eingereicht 
werden per E-Mail an kulturgutschein@muenchen.de 
Bei Fragen ist die Pressestelle des Kulturreferats unter 233-2 60 05 erreich-
bar. Der Aufruf ist auch unter www.muenchen.de/kulturausschreibungen 
abrufbar.

www.muenchen.de/Erinnerungszeichen
www.muenchen.de/kulturausschreibungen%20
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Sprechstunden und Beratungen des Seniorenbeirats
(27.11.2018) Der Seniorenbeirat der Landeshauptstadt München, Burg-
straße 4, hält jeweils am Dienstag und Donnerstag von 9.30 bis 12 Uhr 
seine Sprechstunden ab. Jeden zweiten Montag im Monat werden nach 
vorheriger telefonischer Anmeldung unter der Nummer 233-2 11 66 außer-
dem von 10 bis 12 Uhr Rentenberatungen durchgeführt. Jeden zweiten 
Dienstag im Monat findet außerdem von 10 bis 12 Uhr eine Beratung für 
die Wohnungsanpassung statt. Jeden ersten Dienstag im Monat wird nach 
vorheriger telefonischer Anmeldung, ebenfalls unter 233-2 11 66, eine An-
waltserstberatung angeboten.
Die Termine für Dezember mit den beratenden Seniorenbeirats-Mitglie-
dern:
-	 Dienstag, 4. Dezember, Anwaltserstberatung
-	 Donnerstag, 6. Dezember, Konrad Stöckl
-	 Montag, 10. Dezember, Rentenberatung
-	 Dienstag, 11. Dezember, Bernhard Reindl (Wohnungsanpassung)
-	 Donnerstag, 13. Dezember, Ingeborg Staudenmeyer
-	 Montag, 17. Dezember, Energieberatung
-	 Dienstag, 18. Dezember, Gerhard Krug
Die Sprechstunden finden in der Burgstraße 4, 1. Stock, Zimmer 105, statt. 
Die nächste Sprechstunde im neuen Jahr findet am Dienstag, 8. Januar, 
statt.

Foto-Ausstellung „Wegbegleiter“ im Sozialreferat 
(27.11.2018) Für geflüchtete Menschen sind sie Helferinnen und Helfer bei 
zahlreichen großen und kleinen Sorgen des Alltags, sie sind Trösterinnen, 
Sprachlehrer, Auskunftsstelle, Hausaufgabenbetreuung, Gesundheitsbe-
raterinnen und vieles mehr – kurz: Wegbegleiterinnen und Wegbegleiter 
beim Einleben in Deutschland. Mit ihrem Engagement als Wegbegleiter 
haben sich im Herbst 2018 sieben Ehrenamtliche, angeleitet von dem 
Münchner Fotografen und Dozenten Erol Gurian, in einem Fotoworkshop 
auseinandergesetzt. 
Das Fotoprojekt „Wegbegleiter“ ist ein Projekt der Interkulturellen Aka-
demie der Inneren Mission München und wurde vom Sozialreferat der 
Landeshauptstadt gefördert. Eine Auswahl der Bilder ist ab Freitag, 30. No-
vember, im Sozialreferat am Orleansplatz 11 im Eingangsbereich des Erd-
geschosses zu den normalen Öffnungszeiten (Montag bis Mittwoch von 8 
bis 16 Uhr, Donnerstag von 8 bis 17 Uhr und Freitag von 8 bis 13 Uhr) zu 
besichtigen. 
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Hommage an Schauspielerin Jeanne Moreau im Filmmuseum
(27.11.2018) Sie ist die Grande Dame des französischen und internationalen 
Kinos: Jeanne Moreau (1928-2017) war nicht nur eine der prägendsten eu-
ropäischen Schauspielerinnen, sondern auch selbst Regisseurin. Das Film-
museum widmet ihr von Freitag, 30. November, bis zum 24. Februar 2019 
eine Hommage mit 29 Filmen, zwei davon sind ihre Regiearbeiten aus den 
1970er Jahren.
Jeanne Moreau beeindruckte weniger als klassische Schönheit als durch 
ihre Sinnlichkeit, ihre eleganten Bewegungen, das Timbre ihrer Stimme 
und ihre Fähigkeit, tiefgründige Charakterrollen zu spielen. Eine ihrer 
bekanntesten Rollen hatte sie 1962 in der melancholischen Dreiecksge-
schichte „Jules und Jim“ von François Truffaut. Das Kino der Nouvelle 
Vague wäre nicht denkbar ohne sie, seit sie in „Fahrstuhl zum Schafott“ 
(1958), dem Debütfilm von Louis Malle, als einsame Geliebte durch das 
nächtliche Paris wandelt, in dem ihr Gesicht allein schon die ganze Ge-
schichte erzählt. Sie galt als eine der besten Schauspielerinnen der 1950er 
Jahre, erhielt Theaterpreise und arbeitete schon bald mit internationalen 
Regisseuren zusammen.
Anders als viele andere Schauspielerinnen stand Jeanne Moreau selbstbe-
wusst bis ins hohe Alter vor der Kamera. Sie drehte in den 1990er Jahren 
unter anderem mit Theo Angelopoulos, Peter Handke, François Ozon und 
Wim Wenders. Einer ihrer letzten Filme war 2012 ein Film über das Warten 
und die Zeit, „Gebo und der Schatten“ von Manoel de Oliveira; Moreaus 
Rolle darin ist die einer verbitterten Nachbarin. Am 31. Juli 2017 ist sie mit 
89 Jahren in Paris verstorben. 
Alle Filme werden in der Originalfassung mit deutschen oder englischen 
Untertiteln gezeigt.
Unter www.muenchner-stadtmuseum.de/film sind die einzelnen Titel und 
Termine abrufbar.
Der Eintritt kostet 4 Euro, 3 Euro für Mitglieder des Fördervereins MFZ. 
Aufschlag bei Überlänge. Karten können vorbestellt werden unter Telefon 
233-9 64 50. 

www.muenchner-stadtmuseum.de/film
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 27. November 2018

Frauenquote und Frauenförderung bei städtischen Unternehmen
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Gülseren Demirel, Katrin Haben-
schaden, Anna Hanusch, Jutta Koller und Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grü-
nen – rosa liste) vom 11.9.2018 

Übergangsklassen heißen bald „Deutschklassen“ – welche  Auswir-
kungen hat dies auf die Landeshauptstadt München?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Gülseren Demirel, Jutta Koller, 
Sabine Krieger, Oswald Utz und Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grünen – 
rosa liste) vom 5.7.2018

Tagesbetreuungsangebote im 15. Stadtbezirk Trudering-Riem
Anfrage Stadträte Hans Podiuk und Sebastian Schall (CSU-Fraktion) vom 
25.9.2018
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Frauenquote und Frauenförderung bei städtischen Unternehmen
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Gülseren Demirel, Katrin Haben-
schaden, Anna Hanusch, Jutta Koller und Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grü-
nen – rosa liste) vom 11.9.2018 

Antwort Oberbürgermeister Dieter Reiter:

Auf Ihre Anfrage vom 11.09.2018 nehme ich Bezug.

In Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:
Bezug nehmend auf das „Gesetz zur gleichberechtigten Teilhabe von 
Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im 
öffentlichen Dienst“ stellen Sie die positive Entwicklung beim Anteil von 
Frauen in Führungspositionen bei der Stadtverwaltung dar, betonen aber 
auch, dass der Stadt bei dieser Frage auch bei ihren Beteiligungsgesell-
schaften eine besondere Verantwortung und Vorreiterrolle zukommt.

In der Vollversammlung vom 4.10.2018 wurden in einer Beschlussvorlage 
(vgl. Antwort zu Frage 1. bis 7.) die aktuellen Entwicklungen der Frauenför-
derung in den städtischen Gesellschaften dargestellt. Dieser Beschlussvor-
lage ging ein mehrjähriger Prozess voraus, in dessen Verlauf ich wiederholt 
bei unbefriedigenden Berichten aus den Gesellschaften Nachbesserungen 
eingefordert habe, der aber auch zu praktischen Verbesserungen und einer 
größeren Sensibilität für das Thema geführt hat. Die Förderung von Frauen 
in den städtischen Gesellschaften wird mir auch weiterhin ein wichtiges 
Anliegen bleiben. Ein erneuter Bericht ist für 2022 vorgesehen.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: 
Wie hoch ist die Frauenquote bei den städtischen Tochtergesellschaften 
und Beteiligungsgesellschaften auf den unterschiedlichen Führungsebenen 
(Bitte einzelne Auflistung)?

Frage 2: 
Wie hoch ist die Frauenquote in den Vorständen und Geschäftsführungen 
dieser Unter nehmen?

Frage 3: 
Welche Frauenquote in den unterschiedlichen Führungsebenen streben die 
einzelnen Unternehmen an?
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Frage 4: 
Welche Frauenquote in den Vorständen und Geschäftsführungen streben 
die einzelnen Unternehmen an?

Frage 5: 
Bis wann sollen diese Quoten erreicht werden?

Frage 6: 
Welche konkreten Maßnahmen zur Frauenförderung werden in den einzel-
nen Unternehmen ergriffen und welcher Zeithorizont ist dafür geplant?

Frage 7: 
Konnte durch diese Maßnahmen bereits eine signifikante Steigerung der 
Frauenquote erreicht werden? Wenn nein, welche Korrekturen werden 
unternommen, um die Ziele doch noch zu erreichen? Wie wird auch in die-
sem Fall die Wirksamkeit dieser Maßnahmen nachgehalten?

Antwort zu Frage 1 bis 7:
Zu diesen Fragen erlaube ich mir, auf die ausführlichen Darstellungen in 
der Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 11795 „Gleichstellungspolitik stärken 1: 
freiwillige Quote bei städtischen Unternehmen“ zu verweisen, die am 
26.9.2018 im VPA und am 4.10.2018 in der Vollversammlung behandelt 
wurde. Mit dem Beschluss wurde unter anderem auch eine erneute Be-
richterstattung für 2022 beauftragt.

Frage 8: 
Gibt es einen Genderpaygap (GPG) in den Unternehmen (Bitte um Auflis-
tung in den einzelnen Hierarchiestufen)? Wenn ja, welche Methodik wurde 
eingesetzt um diesen zu bestimmen oder auszuschließen? Kann durch 
die eingesetzte Methodik sichergestellt werden, dass der GPG korrekt be-
stimmt wurde?

Antwort zu Frage 8 und 9:
Der Gender Pay Gap (GPG) wurde bislang in den städtischen Gesellschaf-
ten nicht berechnet, insofern liegen derzeit dazu keine konkreten Informati-
onen vor. Dem Direktorium ist auch kein Beispiel aus Deutschland bekannt, 
in dem Unternehmen ihren individuellen GPG berechnet oder veröffentlicht 
hätten. Auf Anregung der Gleichstellungsstelle für Frauen wurde bei der 
Vollversammlung am 4.10.2018 beschlossen, die zukünftigen Berichte der 
städtischen Gesellschaften zur Frauenförderung u.a. um den Punkt „Anga-
ben zur Vergütung“ zu ergänzen.



Rathaus Umschau
27.11.2018, Seite 12

Im Vereinigten Königreich besteht seit 2017 eine gesetzliche Meldepflicht 
zum GPG für Unternehmen und Organisationen mit mindestens 250 Be-
schäftigten. Dort müssen jährlich zu einem Stichtag der GPG hinsichtlich 
des arithmetischen Mittels und des Medians der durchschnittlichen Stun-
denlöhne von Männern und Frauen sowie der Anteil von Frauen in den 
Gehaltsquartilen dargestellt werden. Darüber hinaus sind Informationen zu 
Bonuszahlungen nach Geschlechtern zur Verfügung zu stellen. Die Berichte 
sind über eine Internetseite (https://gender-pay-gap.service.gov.uk) abruf-
bar. Dort sind auch Informationen zur Methodik und zu den genutzten Defi-
nitionen ersichtlich. Der Berichtspflicht ist eine mehrjährige Vorbereitungs-
phase vorausgegangen, in der die methodischen Fragen definiert wurden 
und sich die Unternehmen auf die Anforderungen einstellen konnten. 

Um für die Beteiligungsgesellschaften der LHM vergleichbare und valide 
Daten erheben zu können, müssten zunächst methodische Fragen zur Be-
rechnungssystematik und zu Definitionen geklärt werden. Eine einfache 
Übertragung der britischen Vorgehensweise ist aufgrund der unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen nicht möglich. Danach wären aufwändige Erhe-
bungen und ggf. Anpassungen in den Personalverwaltungssystemen der 
Unternehmen notwendig. 

Etwaige Gehaltsunterschiede zwischen Frauen und Männern in den wei-
testgehend tarifgebundenen städtischen Gesellschaften würden kaum aus 
einer unterschiedlichen Entlohnung gleicher oder vergleichbarer Tätigkeiten 
resultieren. Dieser Effekt ist durch die Tarifsysteme weitgehend ausge-
schlossen. Dementsprechend wird auch ein GPG nach Hierarchiestufen 
– wie von Ihnen angefragt – wahrscheinlich keine nennenswerten Erkennt-
nisse bringen. 

Entscheidender für einen etwaigen GPG dürfte der Hierarchie- und Kar-
riereeffekt sein. Frauen sind – wie die oben genannte Beschlussvorlage 
gezeigt hat – auch in städtischen Gesellschaften in höheren Ebenen häufig 
noch unterrepräsentiert. Hier mit den Bemühungen nach Verbesserungen 
fortzufahren und die Entwicklung weiter zu verfolgen, so wie es der Stadt-
rat beschlossen hat, halte ich für zielführender.

Das Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend bietet 
mit dem „Monitor Entgelttransparenz“ ein Online-Werkzeug an, mit des-
sen Hilfe Entgeltunterschiede auf Betriebsebene sichtbar gemacht und 
analysiert werden können. Darüber hinaus bietet die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes unter eg-check.de ein Portal mit ähnlicher Zielrichtung 
sowie unter gb-check.de die Möglichkeit, die Gleichbehandlung der Ge-

https://gender-pay-gap.service.gov.uk
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schlechter im Unternehmen zu analysieren. Ich habe das Direktorium ge-
beten zu prüfen, ob diese Instrumente hinsichtlich Methodik und Aufwand 
für städtische Beteiligungsgesellschaften geeignet sind und sie ggf. in Zu-
sammenarbeit mit den Betreuungsreferaten in Bezug auf eine Gesellschaft 
zu testen.

Frage 10: 
Wurden bereits Auskünfte gemäß Transparenzgesetz angefragt und Anpas-
sungen durchgeführt?

Antwort zu Frage 10:
In den von dem Entgelttransparenzgesetz vom 30. Juni 2017 betroffenen 
städtischen Beteiligungsgesellschaften (mindestens 200 Beschäftigte) gab 
es bislang (Stand: September 2018) drei Anfragen bei der SWM GmbH so-
wie eine Anfrage bei der FMG. Keine der Anfragen hatte Anpassungen zur 
Folge. 
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Übergangsklassen heißen bald „Deutschklassen“ – welche  Auswir-
kungen hat dies auf die Landeshauptstadt München?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Gülseren Demirel, Jutta Koller, 
Sabine Krieger, Oswald Utz und Dr. Florian Roth (Fraktion Die Grünen – 
rosa liste) vom 5.7.2018

Antwort Stadtschulrätin Beatrix Zurek:

Auf Ihre Anfrage vom 5.7.2018 nehme ich Bezug.

In Ihrer Anfrage haben Sie folgenden Sachverhalt vorausgeschickt:
„Laut Bericht der Süddeutschen Zeitung plant die bayerische Staatsre-
gierung eine Umstrukturierung der bisherigen Übergangsklassen hin zu 
sog. Deutschklassen. In diesen Klassen sollen Flüchtlingskinder in einem 
rhythmisierten Ganztag unterrichtet werden. Die Stundentafel wird hierfür 
deutlich erweitert, dazu sollen Fächer wie ‚Kulturelle Bildung und Werteer-
ziehung‘ kommen. Da derzeit großer Personalmangel an Grund- und Mittel-
schulen herrscht, wird von Seiten der Lehrerverbände und Gewerkschaften 
bereits Kritik an diesem Konzept laut. Zudem wird hier ein zusätzliches 
System aufgebaut, welches rein darauf ausgelegt ist, Stoff einzuüben und 
Werte abzufragen. 
Bisher erhalten Kinder in den Übergangsklassen zwei Jahre Zeit um die 
Sprache zu lernen und mit angemessener Zeit an den Unterricht in den 
regulären Klassen herangeführt zu werden. Dies soll nun auf ein Jahr ver-
kürzt werden und kann somit für viele SchülerInnen zum Problem werden, 
wenn sie innerhalb dieser Zeit schlicht noch nicht reif für eine normale 
Klasse sind. Ein ganzheitlicher Ansatz, welcher von Anfang an auf Integra-
tion ausgelegt ist, sieht anders aus, in der sogenannten ‚Sprach- und Lern-
praxis‘ sollen Angebote gemacht werden, die durch die Träger der Jugend-
hilfe betrieben werden und auch über Ganztagsklassen abgedeckt werden 
sollen. Allerdings können Grund- und Mittelschulen dann wohl keine neuen 
Ganztagesklassen mehr beantragen. Also geht dies auf Kosten der ande-
ren Ganztagesklassen oder sie fehlen dann erstmal im nächsten Schuljahr. 
Damit zeigt sich, dass das Konzept nicht durchdacht und zeitlich absolut 
fehl geplant ist.“

Zu den von Ihnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: 
Inwieweit ist die Landeshauptstadt München von den Plänen des Frei-
staats betroffen?
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Antwort:
Da die Änderungen der GrSO (Schulordnung für die Grundschulen) und 
MSO (Schulordnung für die Mittelschulen) durch das Kultusministerium für 
ganz Bayern gültig sind, betreffen sie auch die 44 Mittel- und 134 Grund-
schulen der Landeshauptstadt München, an denen vom staatl. Schulamt in 
der Landeshauptstadt München voraussichtlich 82 Deutschklassen gebil-
det werden. 

Frage 2:
Wie beurteilt das Referat für Bildung und Sport das neue Konzept des Frei-
staats?

Antwort:
Die Stellungnahmen und Beurteilungen aus dem Referat sind zusammen-
geflossen in eine offizielle Stellungnahme der Landeshauptstadt München 
zu den Änderungen der Gesetzesvorlagen, die dem Bayerischen Städtetag 
übermittelt wurde. Diese Stellungnahme ist in der Anlage beigefügt.

Frage 3: 
Sieht das Referat für Bildung und Sport die Möglichkeit, dass flächende-
ckend an Münchner Grund- und Mittelschulen ein solches Konzept zum 
nächsten Schuljahr umgesetzt werden kann?

Antwort:
Aufgrund der Änderungen in der Stundentafel ist davon auszugehen, dass 
das neue Konzept in allen Deutschklassen umgesetzt wird. Die inhaltliche 
Gestaltung des Konzepts obliegt dem staatlichen Schulamt in der Landes-
hauptstadt München. Eine Übergangszeit von einem halben Jahr wurde 
allen Beteiligten vom Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus eingeräumt. Die Anlage zum Rundschreiben Nr. 107/2018 des Baye-
rischen Städtetags vom 10. August 2018, hier S. 5 ist der Anlage beigefügt.

Frage 4: 
Werden alle Übergangsklassen durch Deutschklassen ersetzt? 

Antwort:
Ja.

Frage 5: 
Was geschieht, wenn Schülerinnen und Schüler nach dem einjährigen Be-
such noch nicht so weit sind, um angemessen in einer Regelklasse unter-
richtet zu werden?
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Antwort:
Die Verweildauer beträgt unabhängig vom Zeitpunkt des Einstiegs in der 
Regel ein Jahr. Nach Besuch der Deutschklasse können Schülerinnen und 
Schüler in der Regelklasse am Förderprogramm Deutsch PLUS teilnehmen 
und bis zu 12 Wochenstunden zusätzliche Deutschförderung bekommen 
(ehem. Deutschförderklasse).

Frage 6: 
Trifft es zu, dass Grund- und Mittelschulen keine neuen regulären Ganz-
tagsklassen mehr beantragen können, wenn sie – und die beteiligten Trä-
ger der Jugendhilfe – in das neue Verfahren eingebunden sind?

Antwort:
Nein, Anträge auf Ganztagsklassen können im regulären Antragsverfahren 
jederzeit von den Schulen gestellt werden. 

Frage 7: 
Werden Ressourcen von Seiten der Stadt benötigt, um dieses Konzept 
umzusetzen?

Antwort:
Nach unserer Einschätzung werden Ressourcen benötigt.
Insoweit verweise ich auf die beigefügte Stellungnahme an den Bayeri-
schen Städtetag.

Frage 8: 
Sind die Träger der Jugendhilfe als aktive Gestalter im Ganztag in diesem 
Konzept mit eingebunden?

Antwort:
Das Referat für Bildung und Sport ist an den Grund- und Mittelschulen für 
den Sachaufwand zuständig. Die inhaltliche Gestaltung des Konzepts ob-
liegt dem staatlichen Schulamt in der Landeshauptstadt München.

Frage 9: 
Inwieweit werden die Schulleitungen in die Umsetzungen dieses Prozes-
ses eingebunden?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 8.



Rathaus Umschau
27.11.2018, Seite 17

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

Die Anlagen zur Antwort können abgerufen werden unter:
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp? ri-
sid=5032612

https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp%3F%20risid%3D5032612%0D
https://www.ris-muenchen.de/RII/RII/ris_antrag_dokumente.jsp%3F%20risid%3D5032612%0D
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Tagesbetreuungsangebote im 15. Stadtbezirk Trudering − Riem
Anfrage Stadträte Hans Podiuk und Sebastian Schall (CSU-Fraktion) vom 
25.9.2018

Antwort Stadtschulrätin Beatrix Zurek:

Auf Ihre Anfrage vom 25.9.2018 nehme ich Bezug.
Sie haben Ihrer Anfrage folgenden Text vorausgeschickt:
„Auch in diesem Jahr haben etliche Familien große Probleme das ge-
wünschte Betreuungsangebot für ihre Kinder zu finden. Besonders schwie-
rig gestaltet sich die Nachmittagsbetreuung für Grundschulkinder. Wegen 
der zunehmenden Nachverdichtung und den Neubaumaßnahmen fehlen 
weiterhin die benötigten Plätze.“

Zu den von Ihnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: 
Wie stellt sich die Versorgungssituation im 15. Stadtbezirk bei Krippen, Kin-
dergärten und den verschiedenen Nachmittagsbetreuungsangeboten im 
Grundschulbereich dar?

Antwort: 
Aus nachfolgender Tabelle können die Versorgungsgrade für die unter-
schiedlichen Altersstufen entnommen werden:

Die Versorgungsgrade richten sich nach der derzeit gültigen Prognose des 
Referats für Stadtplanung und Bauordnung. Eine neue Bevölkerungsprog-
nose ist für Ende 2018 geplant.
Die Prognose beinhaltet neue Baugebiete, für die im Rahmen der Infra-
strukturplanung entsprechende Kindertageseinrichtungen angemeldet wer-
den. Bestmöglich werden auch Nachverdichtungen bei der Bedarfsplanung 
berücksichtigt.

Aus nachfolgender Darstellung kann entnommen werden wie sich die 
verschiedenen Nachmittagsbetreuungsangebote im Grundschulbereich 
darstellen:
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Frage 2: 
Welche Maßnahmen sind kurzfristig und mittelfristig geplant?

Antwort: 
Zur Abdeckung kurzfristiger Bedarfe werden in der AG „Bedarfsgerechte 
Versorgung“ alle Grundschulstandorte sowie Risikogebiete im Krippen- 
und Kindergartenbereich analysiert. In diese Analyse fließen verschiedene 
Kriterien ein, die ständig aktualisiert werden. Folgende Kriterien werden 
unter anderem berücksichtigt:
-	 Versorgungsgrad: Quotient aus den Betreuungsplätzen aller Betreu-

ungsformen und Schülerzahl im jeweiligen Schulsprengel, Krippe und 
Kindergarten analog

-	 Versorgungsgradprognose der folgenden Jahre unter Berücksichtigung 
der Kinderzahlentwicklung

-	 Raum- und Platzangebot im untersuchten Grundschulsprengel und den 
entsprechenden Planungsbereichen

-	 offene Bedarfsmeldungen bei den Elternberatungsstellen
-	 Veränderung der Betreuungssituation (z. B. Neueröffnungen, Sanierung 

Altbestand usw.)
-	 Einschreibezahlen/Anmeldezahlen

Anhand dieser Grundlage wird der Fehlbedarf ermittelt und es werden 
sprengelbezogene bzw. planungsbereichsbezogene Lösungsszenarien ent-
wickelt, um fehlende Betreuungsplätze zu schaffen.

-	 Kurzfristige Lösungsmöglichkeiten können sein (nicht abschließend):
-	 Aufstockung der Mittagsbetreuung
-	 Schaffung und Verteilung von Regionalhausplätzen
-	 Umstrukturierung bzw. Erweiterung des Platzangebotes bestehender 

Einrichtungen
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Zudem beraten und informieren die Elternberatungsstellen Eltern von Kin-
dern aller Altersgruppen telefonisch, persönlich sowie per E-Mail über die 
verschiedenen Betreuungsangebote. Münchner Eltern, die im regulären 
Anmeldeverfahren keinen Betreuungsplatz gefunden haben, werden bei 
der Suche nach einem passenden Betreuungsplatz unterstützt.
Die durch die Elternberatungsstelle gewonnenen Erkenntnisse fließen 
wieder in die Standortanalyse ein, um eine kontinuierliche Anpassung der 
Bedarfssituation zu gewährleisten.

Mittel-/Langfristige Lösungsmöglichkeiten sind (nicht abschließend):
-	 Schaffung neuer Plätze durch Einführung Ganztag
-	 Kooperative Ganztagsbildung
-	 Schaffung neuer Plätze im Rahmen des Pavillon- bzw. Schulbaupro-

gramms

Im Stadtbezirk 15 gibt es an drei Grundschulen ein ganztägiges Angebot. 
Die Grundschule an der Turnerstraße und die Grundschule an der Lehrer-
Wirth-Straße bieten beide jeweils den gebundenen Ganztag an. Die Grund-
schule an der Astrid-Lindgren-Straße bietet den gebundenen Ganztag in 
Form der Innovativen Projektschule (IPS) an.
Für die Grundschule am Ilse-von-Twardowski-Platz liegt ein Vorbescheid für 
die Einrichtung eines gebundenen Ganztages vor. Dieser kam jedoch auf-
grund der fehlenden Anmeldungen in den letzten Jahren nicht zustande.

Die Einrichtung eines Ganztagsschulangebots liegt in der Verantwortung 
der jeweiligen Schulleitung. Schulleitungen, die sich beim Bayerischen 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus um die Einrichtung eines Ganz-
tagsangebotes bewerben, reichen zunächst beim Referat für Bildung und 
Sport der Landeshauptstadt München bis zu einem vom Kultusministerium 
festgelegten Stichtag einen entsprechenden Antrag ein. Dem Antrag liegt 
ein von der Schulleitung im Benehmen mit Elternbeirat und Schulforum 
erarbeitetes pädagogisches Konzept für die ganztägigen Bildungs- und 
Betreuungsangebote zugrunde, das auf die Bedürfnisse der Schülerinnen 
und Schüler vor Ort abgestimmt ist und die Zusammensetzung der Schü-
lerlandschaft vor allem hinsichtlich des Förderbedarfs und der sozialen Situ-
ation darstellt.

Der Bedarf für ein Ganztagsangebot bei den Schülerinnen und Schülern 
muss durch eine Elternbefragung oder einen Elternabend ermittelt werden. 
Bei den Rückmeldungen sollte nach Möglichkeit jeweils danach differen-
ziert werden, ob bereits eine feste, verbindliche Anmeldeabsicht der Eltern 
besteht, zumindest ein ernsthaftes Anmeldeinteresse oder nur ein unver-
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bindliches Interesse. Die Eltern müssen darauf hingewiesen werden, dass 
eine verbindliche Anmeldung der Schülerinnen und Schüler für die Dauer 
eines Schuljahres erfolgen muss. Vor dem verbindlichen Anmeldeverfahren 
sollte bei einer Elternbefragung eine schriftliche Rückmeldung der Eltern 
eingeholt werden. Je nach Ergebnis der vorläufigen Anmeldungen sowie 
der prognostizierten Schülerzahlen kann ggf. zunächst eine Genehmigung 
unter Vorbehalt ausgesprochen werden. 
Das Referat für Bildung und Sport leitet die Anträge jeweils mit einer Be-
reitschaftserklärung, den zusätzlich anfallenden Sachaufwand zu finanzie-
ren und die pauschale Eigenbeteiligung am Personalaufwand zu leisten, an 
die für die weitere Abwicklung des Verfahrens zuständige Koordinierungs-
stelle bei der Regierung von Oberbayern weiter.

Die Entscheidung, ob der Antrag einer Schule angenommen wird, trifft das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus bzw. die Regierung 
von Oberbayern.
Das Referat für Bildung und Sport der Landeshauptstadt München steht in 
Kontakt mit den Grundschulen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Referats für Bildung und Sport wirken positiv auf die Schulen ein und er-
muntern beständig zur Antragstellung. 
Letztendlich liegt die Steuerung des Ausbaus von Ganztagsangeboten an 
den staatlichen Grundschulen im originären Zuständigkeitsbereich des Frei-
staats.
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Mittagsbetreuung

Mittagsbetreuungen im Stadtbezirk 15, Schuljahr 2018/2019

Die privaten Träger sind in ihren Entscheidungen grundsätzlich unabhängig.
Somit obliegt der weitere Ausbau von Mittagsbetreuungen bei den Trä-
gern. Eine Einflussnahme bzw. Weisung durch das Referat für Bildung und 
Sport kann nicht erfolgen.

Die Landeshauptstadt München bezuschusst die Mittagsbetreuungen Bay-
KiBiG unabhängig.

Die Fachaufsicht obliegt dem Staatlichen Schulamt.

Die Mittagsbetreuung ist eine Einrichtung nach BayEUG und wird in pri-
vater Trägerschaft in der Regel von Elterninitiativen oder gemeinnützigen 
Vereinen organisiert und durchgeführt. 
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Das Referat für Bildung und Sport als Sachaufwandsträger überlässt seit 
vielen Jahren mit Zustimmung des Stadtrats den privaten Trägern auf An-
trag auch während der Ferienzeiten die Aufenthaltsräume (kostenfrei) in 
den Schulen. Es trägt damit der schwierigen Situation vieler Eltern, insbe-
sondere aber Alleinerziehender, Rechnung, die die Betreuung ihrer Kinder 
während Ferienzeiten nicht mit ihrem Jahresurlaub abdecken können.
Die Entscheidung zur Durchführung einer Ferienbetreuung liegt allein beim 
privaten Träger der Mittagsbetreuung. Er stellt den Bedarf fest und prüft 
die Durchführbarkeit.

Tagesheim

Astrid-Lindgren-Straße:         150 Plätze  i.d.R. voll belegt
Helsinkistraße:                      100 Plätze  i.d.R. voll belegt
Ilse-von-Twardowski-Platz:    100 Plätze  i.d.R. voll belegt
Markgrafenstraße:                100 Plätze  i.d.R. nicht voll belegt

Als weitere Betreuungsmöglichkeit kann den Kindern der Forellenschule 
und Feldbergschule das Regionalhaus Ost an der Klabundstraße 2 angebo-
ten werden.

Der Geschäftsbereich Allgemeinbildende Schulen des Referats für Bildung 
und Sport konnte die seit Juli 2018 gemeldeten offenen Bedarfe bis auf 
wenige versorgen.

Der Geschäftsbereich KITA des Referats für Bildung und Sport konnte fest-
stellen, dass Trudering-Riem sich bisher in der Versorgung der tatsächlich 
suchenden Familien nicht als besonders kritisch darstellt, auch im Vergleich 
zu anderen Stadtteilen. Selbstverständlich kommen hier auch Elternan-
fragen bei der Elternberatungsstelle an, die allerdings in der Regel lösbar 
sind. Oft sind die Familien auch bereits versorgt oder suchen einen ande-
ren passenderen Platz.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus
80331 München

Digitalisierungshauptstadt München: Die Stadt stattet alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dienstlichen Smartphones aus!

Der Stadtrat möge beschließen:

Das Referat für Informationstechnologie und Telekommunikation wird federführend 
beauftragt, so schnell wie möglich alle städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
einschließlich Nachwuchskräften, mit dienstlichen mobilen Endgeräten (Smartphones oder
Tablets) auszustatten. Die Smartphones sollen in einem festgelegten Umfang auch privat 
genutzt werden dürfen. Die Details sind in Dienstvereinbarungen zu regeln. In diesen 
Dienstvereinbarungen ist auch sicherzustellen, dass mit der Zurverfügungstellung eines 
dienstlichen Smartphones nicht die Erwartung verbunden ist, dass die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter auch außerhalb der Dienstzeit erreichbar sind.

Mindestens folgende Applikationen/Dienste sind zur Verfügung zu stellen:

• Kalender

• Mail

• Internetzugang

• Intranet (WilMa) inkl. Chatfunktion

• Employeer Self Service ESS (wie Lohn- und Bezügeabrechnung, Beihilfeantrag- 
und abrechnungen etc.) 

• Workforce-Management (Zeiterfassung, Urlaubs- und Dienstbefreiung, Schicht- und
Personaleinsatzplanung)

• Mitarbeiterbefragungen

• Zugang zu Fachverfahren (falls möglich und notwendig)
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Stadträtin Sabine Bär
Stadträtin Anja Burkhardt

ANTRAG
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Begründung:

Viele der städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, vor allem außerhalb der 
klassischen Verwaltungsbereiche, verfügen nicht über einen eigenen PC-Arbeitsplatz. 
Dies betrifft neben dem Lehr- und Erziehungsdienst vor allem die gewerblich-technischen 
Bereiche. Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung droht deshalb eine 
Zweiklassengesellschaft unter den städtischen Beschäftigten. Während die einen 
kontinuierlich über den dienstlichen PC Zugang zu den digitalen Informationen haben, 
werden andere davon abgeschnitten.

Von der Digitalisierung sollen und müssen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung gleichermaßen profitieren und an ihr partizipieren können.

Die oben genannten Anwendungen benötigen alle städtischen Beschäftigten 
gleichermaßen. So sollten zum Beispiel auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Straßenreinigung Zugriff auf das Intranet (Wilma) haben, sich ihre Lohnabrechnungen 
online einsehen oder ihren Urlaubsantrag digital stellen können. Auch sie benötigen 
Zugang zur Zeiterfassung oder zur Dienst- und Schichtplanung. Auch sollten diese 
Personengruppen gleichermaßen an Mitarbeiterbefragungen teilnehmen können. 

Manche der oben genannten Anwendungen gibt es bereits, manche befinden sich derzeit 
in der Planung.

Kalender und Mail sind bereits auf ein Standardprodukt umgestellt, für das mobile Apps 
zur Verfügung stehen. Der Internetzugang ist sowieso eine Standardfunktionalität. Für das 
neue städtische Intranet wird im nächsten Jahr eine App-Lösung zur Verfügung stehen. 

Gäbe es einen einheitlichen Hardwarestandard, nämlich das dienstlich zur Verfügung 
gestellte Smartphone oder Tablet, ließen sich bei den anstehenden 
Digitalisierungsvorhaben, wie zum Beispiel der Zeiterfassung und Workforce-
Management, erhebliche Effizienzgewinne erzielen, da diese dann für eine einheitliche 
Plattform entwickelt werden könnten. Bei der Zeiterfassung wären zum Beispiel teure, 
lokal installierte Zeiterfassungsgeräte überflüssig.

Letztlich wäre die Zurverfügungstellung eines dienstlichen Smartphones, dass auch privat 
genutzt werden kann, ein großer Gewinn für die Arbeitgeberattraktivität der 
Landeshauptstadt München und würde auch einen Akt der Wertschätzung gegenüber den 
städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern darstellen. Schließlich würde es auch dem 
Ansinnen der Landeshauptstadt München, eine soziale Arbeitgeberin zu sein, 
entsprechen, wenn alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hierarchiefrei und gleichermaßen 
an der Digitalisierung partizipieren könnten.

Die Ausgabe, Wartung und Betreuung der Smartphones und Tablets sollte über externe 
Dienstleister erfolgen.

Initiative:
Sabine Bär Anja Burkhardt
Stadträtin Stadträtin
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Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 27.11.2018

Darstellung der Auswirkungen der Gesetzesinitiative „Schaffung neuer Teilhabechancen für 
Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen und sozialen Arbeitsmarkt“ in München

Antrag

Das Sozialreferat und das Referat für Arbeit und Wirtschaft werden gebeten, die Auswirkungen der 
Gesetzesinitiative „Schaffung neuer Teilhabechancen für Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen 
und sozialen Arbeitsmarkt“ für München darzustellen.

Begründung

Mit dem neuen Teilhabechancengesetz sollen insbesondere Langzeitarbeitslose in Jobs gebracht 
werden, die sieben Jahre lang arbeitslos waren. Zwei Jahre sollen dabei die Lohnkosten komplett 
übernommen werden. Danach sollen die öffentlichen Zuschüsse um zehn Prozent pro Jahr gekürzt 
werden. Die maximale Förderdauer beträgt fünf Jahre (§ 16i SGB II).
Menschen die mindestens zwei Jahre arbeitslos sind, bekommen eine Unterstützung für zwei Jahre. 
Dabei sollen im ersten Jahr 75 Prozent, im zweiten Jahr 50 Prozent von den Lohnkosten 
übernommen werden. Der ArbeitnehmerIn muss anschließend ein halbes Jahr weiter angestellt 
bleiben (§ 16e SGB II). Bei beiden Varianten soll begleitend ein Coaching stattfinden.
Vier Milliarden Euro sind vom Bund dafür vorgesehen. Von 2019 bis 2021 sollen rund 150 000 
Menschen in Deutschland davon profitieren. Auch in München gibt es trotz guter wirtschaftlicher 
Ausgangslage Langzeitarbeitslose, die von dem Teilhabechancengesetz profitieren könnten. 

gez.

Christian Müller
Verena Dietl
Dr. Constanze Söllner-Schaar
Simone Burger
Anne Hübner
Cumali Naz

Alexander Reissl
Jens Röver
Helmut Schmid
Klaus Peter Rupp
Horst Lischka

Stadtratsmitglieder



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

München, 27.11.2018

Ein neuer Park für München

Antrag

Die Stadtverwaltung wird gebeten, Planungen unter der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort aufzunehmen, wie die Erholungsmöglichkeiten im Grünzug von der Baumschule in Pasing bis zur
Stadtgrenze zu Gräfelfing verbessert werden können. Explizit soll dabei auch über die Schaffung 
eines neuen großen Parks nachgedacht werden. In Teilbereichen könnten dort auch neue 
Sportflächen und Schwimmteiche entstehen.

Insbesondere soll die ökologische Funktion des Grünzugs verbessert werden.

Begründung

Der Grünzug von der Baumschule in Pasing an der Laimer Stadtgrenze ist schon jetzt für viele 
Bürgerinnen und Bürger ein Ort der Erholung. Bisher sind diese Nutzungsmöglichkeiten jedoch stark 
eingeschränkt. Zudem sollte in einer so wichtigen Frischluftschneise auch die ökologische Funktion – 
z.B. durch die Pflanzung von Bäumen verbessert werden. So könnte ggfs. ein weiterer Park in 
München entstehen.

gez.

Verena Dietl
Christian Müller
Dr. Constanze Söllner-Schaar

Hans Dieter Kaplan
Gerhard Mayer

Stadtratsmitglieder
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MVG ChristkindlTram im Einsatz: Bitte reservieren! 
 
Die MVG ChristkindlTram lädt ab Samstag, 1. Dezember, wieder zu stim-
mungsvollen Fahrten durch die Münchner Altstadt ein – mit Glühwein, Kin-
derpunsch, Leckereien und festlicher Musik an Bord. Bis einschließlich 
Sonntag, 23. Dezember, startet die Straßenbahn montags bis freitags von 
15.30 bis 19 Uhr (letzte Abfahrt) und an den Wochenenden von 11 bis 
19.30 Uhr (letzte Abfahrt) immer zur vollen und halben Stunde am Sendlin-
ger Tor (Brunnenschleife). Die Reise in dem weihnachtlich dekorierten Zug 
dauert etwa 25 Minuten. Fahrkarten müssen spätestens 24 Stunden vor 
Fahrtantritt reserviert werden. Die Buchung erfolgt über die Internet-
seite der MVG unter www.mvg.de/christkindltram.  

 
Fahrkarten für Erwachsene kosten 2 Euro. Kinder zahlen 1 Euro (6 bis 14 
Jahre; unter 6 Jahre frei). Der Zu- und Ausstieg ist grundsätzlich nur am 
Sendlinger Tor möglich. Das Fahrzeug – ein Zug vom Typ M aus dem Jahr 
1957 (siehe Foto) – ist leider nicht behindertengerecht ausgestattet. 
 
Sonntags Kinderprogramm 
Damit die Fahrt durch die festliche Münchner Altstadt auch für die jüngeren 
Fahrgäste ein besonderes Erlebnis wird, bietet die MVG an den Advents-

27.11.2018 

http://www.mvg.de/christkindltram
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sonntagen jeweils von ca. 12 Uhr bis 16 Uhr ein spezielles Kinderprogramm mit 
Zauberei und Ballon-Animation an. Informationen dazu gibt es ebenfalls unter 
www.mvg.de/christkindltram sowie an der MVG-Hotline unter 0800 3 44 22 66 00 
(gebührenfrei). 
 
Hinweis: Das Bild steht unter www.swm.de/presse zur Verfügung. 

http://www.mvg.de/
http://www.swm.de/presse

	Terminhinweise für Medien
	Bürgerangelegenheiten
	Meldungen
	Stadtrat wählt Zweiten Bürgermeister und zwei Referatsleitungen
	Kultureller Ehrenpreis geht an Antje Kunstmann
	Erinnerungszeichen für die Opfer des NS-Regimes
	Schülerinnen und Schüler für Fotoaufnahmen gesucht
	Sprechstunden und Beratungen des Seniorenbeirats
	Foto-Ausstellung „Wegbegleiter“ im Sozialreferat 
	Hommage an Schauspielerin Jeanne Moreau im Filmmuseum
	Antworten auf Stadtratsanfragen
	Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat
	Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften

